
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 

 
FRANKREICH 
 

DR. NINO GALETTI 

NELE KATHARINA WISSMANN 

TATJANA SARANCA 

 

Februar 2018  
 

www.kas.de/frankreich  

 

L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Restriktiver und menschlicher  
REFORM DER FRANZÖSISCHEN EINWANDERUNGS- UND ASYLPOLITIK 

Zahlen und Fakten für 2017i 

 
Die Anzahl der Aufenthaltsgenehmigungen ist im Ver-
gleich zum Vorjahr (2016) um +13,7% gestiegen.   
 
91.070 Personen erhielten einen Aufenthaltsstatus auf 
Basis eines Familiennachzugs oder der Ehe mit einem fran-
zösischen Staatsbürger (+2,2%  im Vergleich zum Vor-
jahr). 
 
Auch die Anzahl der Studentenvisa ist im Jahr 2017 deutli-
che gestiegen (+ 19,6% ).  
 
40.305 Aufenthaltserlaubnisse wurden aus humanitären 
Gründen ausgestellt (+35% ).  
 
Frankreich stellte 2017 27.690 Arbeitsvisa (+20,5% ) 
aus, um Fachkräfte anzuwerben.  

 
Die Anzahl der freiwilligen Ausreisen und Abschiebun-
gen ist 2017 deutlich gestiegen. Es fanden 27.373 Ausrei-
sen statt (+10,8% ).   
 
6596 Nicht-EU-Bürger wurden ausgewiesen (+7% ).  
 
Auch die Ausweisung von Unionsbürgern (mehrheitlich aus 
Rumänien) hat zugenommen: + 9,2% . 
 
4589 Ausweisungen fanden auf Grundlage des Dublin-
Verfahrens statt: +37,5% .  

 Rund 36% der 100.412 Asylantragssteller (also mehr 
als 36.000 Personen) in Frankreich unterstanden im Jahr 
2017 de facto der Dublin-Verordnung 
  
Die Anzahl der freiwilligen Ausreisen stieg um +43,5% ; 
1078 Ausreisen wurden durch eine finanzielle Hilfestellung 
gefördert (+28,2% ). Diese finanzielle Unterstützung 
erhielten vor allen Dingen afghanische Staatsbürger.  
 
Gerade an der der französisch-italienischen Grenze ist die 
Lage angespannt. Landesweit wurden im Jahr 2017 85.408 
Einreiseverbote erteilt (+34% ).  

 
Die Anzahl der Asylanträge steigt in Frankreich kontinu-
ierlich an. 2017 wurden 100.412 Anträge gestellt. Das ist 
ein Anstieg von + 17% .  
 
Die Antragsteller stammen vorwiegend aus Albanien, Af-
ghanistan, Syrien, Haiti und dem Sudan.  
 
Albanien : 7630 Anträge (+66% ) bei einer Schutzquote 
von 6,5%  
Afghanistan: 5987 Anträge (+6% ) bei einer Schutzquote 
von 83%.  

 Es wird davon ausgegangen, dass eine Mehrzahl der 
Antragsteller der Dublin-Verordnung untersteht und insbe-
sondere aus Deutschland eingereist ist.  
Haiti: 4943 Anträge (= 2016)  
Sudan: 4486 Anträge (-24% ) 
Syrien : 3249 Anträge (-10% ) bei einer Schutzquote 
von 95%  
Guinea: 3780 Anträge (+62% )  
Elfenbeinküste: 3780 (+rund 100% )  
Demokratische Republik Kongo : 2941 Anträge (+15% ) 

 
Derzeit hat Frankreich nicht genug Aufnahmekapazitä-
ten. Vor dem einzigen Notaufnahmezentrum in Paris 
campten zu Hochzeiten im Juli 2017 bis zu 3000 Personen 
auf der Straße. Es handelt es sich dabei sowohl um Asylbe-
rechtigte als auch um sogenannte „Wirtschaftsflüchtlinge“.  

Das derzeit gültige Einwanderungs- 
und Asylgesetz Frankreichs ist an seine 
Grenzen gestoßen. Während die Anzahl 
der Asylanträge im Jahr 2017 um rund 
17 Prozent gestiegen ist, führen die bü-
rokratischen Hürden und Mängel im 
Aufnahmesystem zu teils chaotischen 
Situationen und dies insbesondere in 
der Hauptstadt Paris, in der nordfran-
zösischen Hafenstadt Calais sowie an 
der französisch-italienischen Grenze. 
Diese Orte wurden zum Symbol der Kri-
se des französischen Asylrechts.  

Die Themen Einwanderung und Asyl domi-
nierten auch den Wahlkampf um das fran-
zösische Präsidentschaftsamt im Frühjahr 
2017, bei dem insbesondere aus dem rech-
ten und bürgerlich-konservativen Lager ein 
härteres Durchgreifen und eine Reform des 
gängigen Rechts eingefordert wurde. Nicht 
nur deshalb hat Staatspräsident Emmanuel 
Macron bereits zu Beginn seines Mandats im 
Juli 2017 eine Reform des Einwanderungs- 
und Asylgesetzes angekündigt, die nun im 
Ministerrat vorgestellt wird. 

Das französische Asylrecht ist einerseits an 
die Genfer Abkommen über die Rechtsstel-
lung der Flüchtlinge von 1951 (Konventions-
flüchtlinge), andererseits an die Verfassun-
gen von 1793 („Es gewährt Ausländern, die 
um der Sache der Freiheit willen aus ihrem 
Vaterland vertrieben wurden, Zuflucht. Sie 
verweigert sie den Tyrannen.“), 1946 („Je-
dermann, der auf Grund seiner Tätigkeit für 
die Freiheit verfolgt wird, hat in den Gebie-
ten der Republik Asylrecht.“) sowie 1958 
(„[…]  die Behörden der Republik immer das 
Recht, jedem Ausländer, der wegen seines 
Einsatzes für die Freiheit verfolgt wird oder 
aus einem anderen Grunde den Schutz 
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Frankreichs begehrt, Asyl zu gewähren.“) 
gebunden. 

Das Asyl wird heute durch das Gesetzbuch 
über die Einreise und den Aufenthalt von 
Ausländern und das Asylrecht (CESEDA) ge-
regelt. Bis 1998 galt lediglich der Status des 
Konventionsflüchtlings, erst 1998 wurde in 
Hinblick auf die neuen geopolitischen Her-
ausforderungen und Krisen der Begriff des 
„territorialen Asyls“ii eingeführt. Dieses 
konnte durch das Innenministerium nach 
Beratung mit dem Außenministerium ausge-
stellt werden und sollte Personen, denen in 
ihren Herkunftsländern Todesstrafe, Folter 
oder individuelle Lebensgefahr durch einen 
internationalen innerstaatlichen Konflikt 
drohte, schützen. 

2003 wurde der Status des „territorialen 
Asyls“ durch den „Subsidiären Schutz“ er-
setzt und unterliegt ebenso wie der Schutz 
von Konventionsflüchtlingen dem Urteil des 
„Französisches Amts für den Schutz von 
Flüchtlingen und Staatenlosen“ (OFPRA) und 
nicht mehr der Initiative des Innenministe-
riums. Festzuhalten ist, dass Frankreich fast 
zehn Jahre vor Deutschland einen über ein 
Abschiebungsverbot hinausgehenden Status 
für Schutzsuchende mit fehlender Flücht-
lingseigenschaft im Sinne der Genfer Flücht-
lingskonvention eingerichtet hat.  

Insgesamt ist ab den 1990er Jahren jedoch 
ein Anstieg der restriktiven Maßnahmen 
festzustellen, die darauf abzielen, die Zahl 
der unbegründet gestellten Asylanträge zu 
verringern. Eingeführt wurden die nach dem 
französischen Hochgeschwindigkeitszug als 
„TGV-Verfahren“ bezeichnete Schnellverfah-
ren, bei denen Anträge, die auf falschen 
Dokumenten oder wirtschaftlichen Motiven 
beruhen, ohne persönliche Befragung der 
Antragsteller abgelehnt werden können. 
1992 wurden für Ausländer, die nicht zur 
Einreise nach Frankreich berechtigt sind  
oder die an der Grenze einen Asylantrag 
stellen, per Gesetz internationale Warte-
zonen an den französischen See- und Flug-
häfen eingerichtet.  

In Vorwegnahme der europäischen Rechts-
linien wurde 2003 der Begriff des „sicheren 
Herkunftsstaates“ eingeführt. Staatsbürger 
aus diesen Ländern unterliegen systema-

tisch dem Asyl-Schnellverfahren. Die im 
Jahr 2005 eingeführte Liste wurde mehr-
mals ergänzt; gestrichen wurde im Jahr 
2012 Mali. Die heute gültige Listeiii, stammt 
aus dem Jahr 2015 und umfasst neben den 
Balkanstaaten Albanien, Bosnien-Herzego-
wina, Mazedonien, Montenegro, Serbien und 
Kosovo die afrikanischen Länder Ghana, Se-
negal, Benin, Kap Verde und Mauritius. 
Auch Armenien, Georgien, Moldawien, die 
Mongolei sowie Indien wurden als sichere 
Herkunftsländer definiert.  

Frankreichs gescheiterter Reformversuch 
von 2015 

Bereits vor drei Jahren wurde die französi-
sche Asylpolitik tiefgehend reformiert. Ziel 
der Reform aus dem Jahr 2015 war es, 
Frankreichs Politik an die europäischen 
Standards – das 2013 votierte Asylpaket - 
anzupassen und Aufnahmekonditionen der 
Asylbewerber zu verbessern. So wurde be-
reits 2013 in einem Bericht der französi-
schen Nationalversammlungiv festgestellt, 
dass das System nicht mehr den Anforde-
rungen gerecht wird: Die langen Bearbei-
tungszeiten der Anträge sowie die Überlas-
tung der Notunterkünfte und Erstaufnahme-
einrichtungen seien nicht haltbar. 

Das Gesetzbuch über die Einreise und den 
Aufenthalt von Ausländern und das Asyl-
recht (CESEDA) legt die Rechtsansprüche 
der Asylbewerber z.B. die Zuweisung einer 
Unterkunft (centre d’accueil pour deman-
deur d’asile – CADA) und finanzieller Unter-
stützung (Allocation pour Demandeur 
d’Asile) auf dem Papier festv. Seit 2015 
können auch Personen, die dem Dublinver-
fahren unterstehen, diese Leistungen bis zur 
Rücküberweisung in das zuständige EU-
Land einfordern. Der Mangel an Schlafplät-
zen hat jedoch gerade unter dem Eindruck 
der sich ab 2015 abzeichnenden Flücht-
lingskrise zu katastrophalen Zuständen ins-
besondere in der Hauptstadt geführt, so 
dass Frankreich derzeit nicht seinen eigenen 
rechtlichen Standards gerecht und die Re-
form von 2015 als nicht zielführend einge-
ordnet werden kann:  Auch wenn die Zahl 
der CADA-Notunterkunftsplätze von 
25.300vi im September 2015 auf 39.800vii 
im Juli 2017 angehoben werden konnte, 
fehlten – beachtet man die aktuellen An-
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tragszahlen aus dem Jahr 2017, die bei 
100.412 lagen -  auch unter Einbeziehung 
alternativer Unterbringungsmöglichkeiten 
viele Plätze. 

Paradebeispiel für die „Fehlplanung“ ist die 
einzige in Paris vorhandene Notunterkunft 
im Norden von Paris, die im November 2016 
die Türen öffnete und 400 Plätze anbietet. 
Ziel der Notunterkunft ist es, die Schutzsu-
chenden rechtlich zu beraten und sie in ei-
nem nächsten Schritt landesweit in die 
CADA-Unterkünfte umzuverteilen. Im Juli 
2017 campierten bis zu 3000 Personen un-
ter schwierigen hygienischen Bedingungen 
vor dem Aufnahmezentrum. Es handelte es 
sich hier sowohl um Asylberechtigte als 
auch um sogenannte „Wirtschaftsflüchtlin-
ge“. 

12 - 14 Monateviii sind derzeit für das Asyl-
bewerbungsverfahren einzurechnen. Beson-
ders schwierig ist die Lage in Paris. Bis zu 
eineinhalb Monaten wartet ein Asylbewerber 
derzeit auf einen Erstkontakt mit einer 
Hilfsorganisation, die ihn in das staatliche 
Verfahren einführt und ihn registriert. In 
Paris handelt es sich dabei um „France 
Terre d’Asile“. Eine Richtlinie der Europäi-
schen Union verpflichtet die Mitgliedstaaten, 
Migranten – so sei erinnert - innerhalb von 
drei Tagen zu registrieren. Zwischen 25 und 
90 Tagen dauert dann die Wartezeit bis zu 
einem Termin in der Präfektur. Erst hier 
werden die Fingerabdrücke genommen und 
eine Bescheinigung über die Antragsstellung 
ausgestellt. 

Je nach Profil des Antragsstellers werden 
drei verschiedene Verfahren ausgelöst: das 
normale Verfahren für Asylberechtigte, das 
Schnellverfahren für Bewerber aus sicheren 
Herkunftsländern sowie das Dublin-
Verfahren für Flüchtlinge, die bereits in ei-
nem anderen  EU-Mitgliedstaat registriert 
wurden. In den beiden ersten Fällen hat der 
Antragssteller bis zu 21 Tage Zeit um sei-
nen Antrag an das „Französisches Amt für 
den Schutz von Flüchtlingen und Staatenlo-
sen“ (OFPRA) zu senden. Bis zum Anhö-
rungstermin können erneut bis zu 7 Wochen 
vergehen. Wird gegen die Entscheidung Be-
rufung eingelegt, sind bis zu sechs Monate 
einzurechnen. Die langen Wartezeiten 
schaffen Grauzonen, denn zu einem wird 

Frankreich nicht seinen Verpflichtungen ge-
genüber den Asylantragsstellern gerecht. 
Zum andern nutzen viele abgelehnte Perso-
nen die Übergangszeiten um in die Illegali-
tät abzutauchen. Die Zahl der „Sans-
papiers“, der sogenannten „Papierlosen“ 
wurde 2017 auf 200.000-400.000ix ge-
schätzt.  

Was soll nun geändert werden?  

Das Gesetzesprojekt „für eine kontrollierte 
Einwanderung und ein effektives Asylrecht“x 
weist in seiner Präambel auf die Notwendig-
keit hin, „Best Practices“ der europäischen 
Nachbarn in das französische Recht zu über-
führen. Gerade Deutschland wird als positi-
ves Beispiel angeführt. Gleichzeitig wird da-
rauf hingewiesen, dass die unterschiedli-
chen Standards in Europa zu Wanderungs-
bewegungen der Flüchtlinge innerhalb der 
Europäischen Union geführt haben, die sich 
aktuell negativ für Frankreich auswirken. 
Seit Anfang 2017 wurde in Paris zum Bei-
spiel eine verstärkte Präsenz afghanischer 
Staatsbürger festgestellt, die insbesondere 
aus Deutschland nach Frankreich eingereist 
sind. Als möglicher Grund wird u.a. ange-
führt, dass die Schutzquote für Afghanen in 
Deutschland im Jahr 2017 bei unter 50% 
lag, wohingegen die Quote in Frankreich bei 
rund 83% liegt.   

Das Gesetzesvorhaben ist ein Mix aus zu-
sätzlichen Schutzmaßnahmen für anerkann-
te Flüchtlinge und striktere Ausweisungsbe-
dingungen für „Wirtschaftsflüchtlinge“.  

Der Text, der 38 Artikel umfasst, die in vier 
Kapitel aufgeteilt sind, sieht u.a. vor, die 
Dauer der Aufenthaltsgenehmigung für 
„subsidiär Schutzberechtigte“ von einem auf 
vier Jahre hochzusetzen.  Gleichzeitig soll 
die Ausstellung einer zehnjährigen Aufent-
haltsgenehmigung für Familien minderjähri-
ger Flüchtlinge erleichtert werden.  

Das Asylverfahren möchte Frankreich deut-
lich verkürzen und strebt eine Verfahrens-
dauer von sechs Monaten an. Dies soll ins-
besondere durch strikte Verfahrensregeln 
erreicht werden. Den Antragstellern wird ein 
Zeitraum von 90 Tagen (bisher 120 Tage) 
ab Einreise eingeräumt, um den Asylantrag 
zu stellen. Berufung gegen das Urteil des 
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„Französisches Amtes für den Schutz von 
Flüchtlingen und Staatenlosen“ (OFPRA) 
kann nur noch 15 Tage (bisher 30 Tage) 
nach Urteilsverkündigung eingelegt werden. 
Auch eine Wohnsitzauflage ist im Gesetzes-
projekt vorgesehen, so soll eine bessere 
Umverteilung auf nationaler Ebene erreicht 
werden und aktuell besonderes betroffene 
Regionen entlastet werden. Asylbewerber, 
die der Auflage nicht nachkommen, wird das 
Anrecht auf eine Unterkunft und finanzielle 
Hilfen entzogen. Die für die Notunterkünfte 
zuständigen Organismen werden zu einer 
monatlichen Vorlage einer Liste verpflichtet, 
die auflistet, wie viele Personen einen An-
trag gestellt, bzw. einen Schutzstatus ha-
ben.  

Herzstück des Gesetzesentwurfs ist jedoch 
die Stärkung eines „effizient und glaubhaft 
geführten Kampfes gegen die illegale Ein-
wanderung“. So sollen Ausweisungen auch 
direkt nach negativen Urteilsentscheidungen 
in zweiter Instanz durchgeführt werden 
können, was das Risiko eines „Untertau-
chens“ der Betroffenen senken soll.  

Die Dauer der Verwaltungshaft soll von der-
zeit 16 auf 24 Stunden hochgesetzt werden, 
um mehr Zeit für die Überprüfung des Auf-
enthaltsstatus einzuräumen. Wird eine Ab-
nahme des Fingerabdrucks verweigert, kön-
nen die bereits bestehenden Strafmaßnah-
men durch ein Landesverbot ergänzt wer-
den.   

Die maximale Dauer der Abschiebehaft wird 
von 45 auf 90 Tage, erweiterbar auf bis zu 
135 Tagen, erhöht. Auch Personen, die eine 
Rückkehr auf Basis einer finanziellen Hilfs-
stellung durch den französischen Staat zu-
gestimmt haben, können in Abschiebehaft 
genommen werden.  

Eine weiteres zentrales Vorhaben ist die 
Schaffung eines Strafdelikts bei illegaler 
Überschreitung der Grenzen des Schengen-
Raums, die mit bis zu einem Jahr Haftstrafe 
geahndet werden kann. Der französische 
Staat zielt dabei auf die illegale Einwande-
rung auf die Komoren-Insel La Mayotte und 
nach Französisch-Guyana ab, die beide 
Übersee-Départements Frankreichs sind und 
eine starke illegale Einwanderung von den 

anderen Komoren-Inseln bzw. Haiti ver-
zeichnen.   

Festzuhalten ist, dass der Gesetzestext auch 
eine Reihe an Artikeln vorsieht, die darauf 
abzielen, die Attraktivität Frankreichs für 
hochqualifizierte Einwanderer zu stärken. 
Hier sieht Frankreich einen „Talent-
Einreisepass“ (Passport talents) vor.  

Einschätzung und Ausblick  

Frankreich braucht eine Reform seines Asyl-
systems. Verkrustete Strukturen und eine 
unflexible Bürokratie haben das Land an 
seine Grenzen gebracht. Die Brennpunkte in 
Calais und der französisch-italienischen 
Grenze konnten immer nur sporadisch ge-
löscht werden. Dem Schwellbrand wurde bis 
heute kein Einhalt geboten.  

Das Frankreich nun einen Blick über den 
Tellerrand wagt, ist zu begrüßen, denn vie-
les muss nicht neu erfunden werden. Eine 
Generalisierung des „Best-Practices“ auf eu-
ropäischer Ebene wäre sinnvoll und zeigt 
erneut die Dringlichkeit einer gemeinsamen 
europäischen Asylpolitik auf, die sich insbe-
sondere auf Solidarität stützen muss. Dies 
hat auch Frankreich verstanden: blieben in 
dem ein oder anderen Bus, den Frankreich 
im Herbst 2015 nach Bayern schickte, um 
Deutschland zu entlasten, Plätze frei, wird 
in Frankreichs illegalen Camps heute von 
vielen Flüchtlingen deutsch gesprochen. Ge-
ringe Asylchancen in Deutschland haben ge-
rade viele Afghanen  trotz Dublin den Rhein 
überqueren lassen.     

Die Reform des französischen Asylgesetzes 
ist unabdingbar, der vorliegende Gesetzes-
text bringt jedoch den ein oder andern Stol-
perstein für seine Einführung mit sich. Denn 
wie bereits der deutsche Innenminister 
Thomas de Maizière 2015 in Deutschland 
anmerkte, dürfen Asyl und Zuwanderung 
nicht vermischt werden, was im französi-
schen Gesetzesprojekt mit der Nennung von 
Ausweisungspolitik und Fachkräfteanwer-
bung in einem Atemzug jedoch gemacht 
wird.  

Das Gesetzesprojekt steht zudem seit Be-
ginn unter dem starken Druck der französi-
schen Flüchtlingsverbände, die die Differen-
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zierung von Flüchtlingen und irregulären 
Migranten kritisieren. Der Graben zwischen 
den Verbänden und dem Staat ist groß. 
Während die Verbände der staatliche Seite 
eine laxe Haltung vorwirft, ist man von Re-
gierungsseite davon überzeugt, dass illegal 
organisierte Essensausgaben an obdachlose 
Asylsuchende sich kontraproduktiv auswir-
ken und die Lage nur noch verschärfen. Hier 
braucht es mehr als einen von oben diktier-
ten Kurs, sondern eine nationale Ausspra-
che über Frankreichs zukünftigen Asylpoli-
tik.  

                                                   

i Die Zahlen wurden den aktuellen Statistiken des französi-
schen Innenministeriums (Direction générale des étrangers 
de France) und der französischen Behörde „Französisches 
Amt für den Schutz von Flüchtlingen und Staatenlosen“ 
(OFPRA) entnommen.  
iihttps://www.legifrance.gouv.fr/affichTexte.do?cidTexte=J
ORFTEXT000000191302&categorieLien=id, wurde 2011 
dann in die Richtlinie 2011/95/EU überführt.  
iiihttps://ofpra.gouv.fr/sites/default/files/atoms/files/15101
7_jorf_decision_ca_ofpra_du_9_octobre_2015.pdf  
iv https://www.gisti.org/IMG/pdf/pdl_asile_2013-11-
27_rapport_letard_et_touraine_sur_la_reforme_asile.pdf  
v Der Tagessatz liegt derzeit bei 6,80 pro Person und bis zu 
37,40€ für eine zehnköpfige Familie.  
vi https://www.interieur.gouv.fr/Archives/Archives-sous-
sites/Accueil-des-demandeurs-d-asile/Livret-d-information-
des-maires/L-hebergement-des-demandeurs-d-asile  
vii http://www.lacimade.org/schemas-regionaux-daccueil-
des-demandeurs-dasile-quel-etat-des-lieux/ 
viii http://premium.lefigaro.fr/actualite-
france/2017/07/13/01016-20170713ARTFIG00355-de-l-
enregistrement-a-la-decision-dans-les-meandres-d-une-
demande-d-asile.php 
ix https://blogs.mediapart.fr/cloe-chastel/blog/020117/les-
sans-papiers-en-france-histoire-de-contradictions-
juridiques-et-politiques  
x Projet de loi pour une immigration maîtrisée et un droit 
d’asile effectif NOR : INTX1801788L  
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